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SP-Regierungsrat Christoph Ammann vor seinem prächtigen Amtssitz, dem ehemaligen Stiftsgebäude neben dem Berner Münster. Foto: Raphael Moser

Simon Thönen

Christoph Ammann gehörte
nicht zu jenen Regierungsmit-
gliedern, die durch ihren lau-
ten und machtbewussten Auf-
tritt Präsenz markierten. Sogar
in seiner Zeit davor als Gross-
rat «wirkte er im Rückblick so,
als wäre er bloss kühl gestellt
worden für den Regierungsrat»,
schrieb der «Bund» 2018.

Unbestritten ist aber, dass der
Oberländer Sozialdemokrat in
seinen zehn Jahren Amtszeit in
der Exekutive Gestaltungswillen
gezeigt hat. Er lasse sich einfach
nicht gern in die Karten blicken,
erklärte er seinWiderstreben ge-
genvorschnelleAnkündigungen.

Denn Ammann bereitet sich
gern vor, hört zu, ist gut ver-
netzt und dossierfest. Hat er
sich festgelegt, bleibt er meist
standhaft und setzt sich oft auch
durch. Zum Regieren mit wenig
Reibungsverlust gehörte für
ihn auch das Kollegialitätsprin-
zip. Zwar preschte er in selte-
nen Fällen vor. Doch auch dies
war kein Ausbruch von Tem-
perament, sondern Mittel zum
Zweck. Ammann hat sich aufs
Regieren konzentriert – auch auf
Kosten der eigenen Sichtbarkeit.
Für Aussenstehende war er oft
schwer fassbar.

—Seine Erfolge: Energiegesetz
und Covid-Krisenmanagement
AlsAmmann nach vier Jahren als
Volkswirtschaftsdirektor 2020
aufgrund einer Regierungsre-
form zusätzlich die politisch ge-
wichtigerenBereicheUmweltund
Energie erhielt, lag ein zentrales
Projekt am Boden: Ein Jahr zu-

vor war das neue Energiegesetz
an der Urne knapp gescheitert.

Er nahm einen neuen An-
lauf, suchte das Gespräch mit
der einstigen Gegnerschaft, den
Wirtschaftsverbänden, und ver-
zichtete auf ein Ölheizungsver-
bot für Neubauten, das für die-
se ein Reizwort war. Das Gesetz
habe dadurch nicht viel von sei-
ner Wirksamkeit verloren, sagt
er. «Es ist schweizweit eines der
besseren kantonalen Energie-
gesetze.»

Als bernischerWirtschaftsmi-
nister war Ammann in der Pan-
demie Krisenmanager für die ab-
rupt ausgebremstenWirtschafts-
zweige. Dass er zu Beginn der
Coronapandemie für das zöger-
liche Anlaufen von Kurzarbeits-
entschädigungen und Corona-
krediten für Firmen kritisiert
worden sei, könne er aus der da-
maligen Lage heraus verstehen,
räumt Ammann ein. «Im Rück-
blick hat es sich aber bewährt,
dass wir erst starteten, als klar
war, dass es auch funktioniert.»
Der Kanton Bern habe deshalb
auchvergleichsweisewenige Be-
schwerdefälle gehabt. Ammann
verweist zudem auf «Leucht-
türme»wie die Sitem-Insel, den
Innovationspark in Biel und die
Wyss Academy for Nature.

—BernerWasserkraft
in Berner Hand
Wichtigwar ihm,den bernischen
Anteil an den KraftwerkenOber-
hasli, welche die bedeutends-
ten Wasserkraftwerke im Kan-
ton betreiben, zu erhöhen, was
bei der Konzessionserneuerung
läuft. Dies nach demMotto: Ber-
nerWasserkraft in BernerHand.

Als «sehr offen, nahbar und ehr-
lich» bezeichnet ihn Daniel Arn,
FDP-Grossrat und Präsident des
kantonalenWirtschaftsdachver-
bands HIV. «Er hat sich für die
Berner Wirtschaft eingesetzt.»
Lob aus derWirtschaft erhalten,
ohne sich von der eigenen SP
zu entfremden, auch dies kann
man als politische Leistung be-
zeichnen.

—Bei alpinen Solaranlagen
hat er sich verwettet
Eswar für seineVerhältnisse ein
Anflug von Euphorie: Bis Ende
2025 würden im Kanton Bern
alpine Solaranlagen am Netz
sein, kündete er im Herbst 2023
gegenüber dieser Redaktion an.
«Darauf könnenwir eine Flasche
Wein wetten.»

Da hat er sich verwettet. Noch
ist keine amNetz. ZumAbschied
übergibtAmmann dieser Redak
tion einen prämierten Chasselas
von den Reben beim Bielersee.

—Grüne Kritik an Umsetzung
bei Klimaschutz
Wie beim Energiegesetz hat er
auch bei den alpinen Solaranla-

gen sowie den Wasserkraftpro-
jekten Trift und Grimselausbau
an rundenTischen Lösungen ge-
sucht, diesmalmit Naturschutz-
verbänden. Obwohl sich diese
teilweise kooperativ zeigten, er-
folgt bei keinem der Projekte ein
Spatenstich. Allerdings sind die
Wasserkraftprojekte auf Kurs –
und auch vier alpine Solarkraft-
werke sind noch im Rennen.

Eindeutige Flops findet man
bei Ammann kaum. Ein Miss-
erfolg hätte sein Engagement
für die bernische Beteiligung an
den olympischenWinterspielen
«Sion 2026» werden können.
Doch dasWalliser Stimmvolk be-
erdigte das Projekt.

Der grüne Grossrat Jan Re-
mund anerkennt durchaus, dass
Ammann «in der Energiepolitik
solide Arbeit geleistet hat». Er
sieht aber eine verpasste Chan-
ce: «Er hat es versäumt, einen
Umsetzungsplan für den Klima
artikel in derKantonsverfassung
voranzutreiben.» Graubünden
etwa habe früh einen umfassen-
den Klimaplan vorgelegt. «Diese
Aufgabe hinterlässt er nun sei-
nem Nachfolger.»

—Apérohäppchen
waren ihm ein Graus
Was er sicher nicht vermissen
wird? «Apérohäppchen», sagt er
wie aus der Pistole geschossen.
Schon wenn er ein Buffet sehe,
werde ihm fast schlecht. «Die Be-
gegnungen mit so vielen unter-
schiedlichenMenschen in derPo-
litik, den Unternehmen und vor
allem in meiner Direktion» wer-
de er hingegen sichervermissen.

Es sind zwei Seiten einer Po-
litikerkarriere, die sich stark auf

Netzwerke abstützte. In seiner
politischen Selbstbilanz nennt er
denn auch ein Gremiuman erster
Stelle, das selten in den Schlag-
zeilen ist, aber viel Einfluss im
Hintergrund ausübt: die Kon-
ferenz der Kantonsregierungen
(KdK), deren Vizepräsident Am-
mann noch bis zur Amtsüber
gabe ist. «Ohne die Unterstüt-
zung der KdK hätte der Bundes-
rat die Verhandlungen zu den
Bilateralen III nicht abschlies-
sen können», betont Christoph
Ammann.

AmRegierungsamt imKanton
habe ihn die enorme thematische
Breite seinerWirtschafts-, Ener-
gie- und Umweltdirektion fas-
ziniert. «VomWolf bis zur Rolex
ist alles dabei.» Und man könne
sehr viel gestalten – «wennman
viel arbeitet», fügt er an.

—Er bleibt Nationalbankvize
und sortiert sich neu
Für die Zeit danach hat er sich
«bewusst noch nichts vorge-
nommen», abgesehen von Som-
merferien mit der Familie und
einzelnen Anlässen. Er müsse
sich und sein neues Leben erst
sortieren. Das Amt des Vize-
präsidenten der Nationalbank
– «eine enorm wichtige Institu-
tion» – wird er weiterhin aus-
üben.Dazu komme ein noch un-
genanntes «kleines Mandat» im
Bildungsbereich, dem ersten Be-
rufsfeld des ehemaligen Lehrers
und Rektors.

Und Ammann, dessen Frau
aus der Ukraine stammt, möch-
te dereinst auch etwas zumWie-
deraufbau des kriegsversehrten
Landes beitragen, wenn die Zeit
dafür reif ist.

Der ruhige Zielstrebige,
der auchmal übermütig wurde
Christoph Ammann – die Bilanz Er war fast zu sehr der stets korrekte Regierungsrat. Für den Oberländer
Sozialdemokrat war das auch Taktik, um seine Ziele zu erreichen. Grüne vermissen einen Plan beim Klimaschutz.

«VomWolf bis zur
Rolex ist alles dabei.
Undman kann
sehr viel gestalten –
wennman viel
arbeitet.»

Christoph Ammann
abtretender Regierungsrat

Massenentlassung im Seeland Bei
der Farben- und Lackherstellerin
Siegwerk in Bargen tritt ein be-
fürchtetes Szenario ein: Der Pro-
duktionsstandort geht bereits
Anfang nächsten Jahres zu, die
Fertigung soll nach Tuzla in der
Türkei verlagertwerden.Das be-
stätigte Rob Hilgers, Geschäfts-
führer des Werks in Bargen, ge-
genüber dem «Bieler Tagblatt».

Am Dienstag erhielten über
100Mitarbeiterinnen undMitar-
beiter die Kündigung. Lediglich
35 bis 40 Personen der 145 Be-
schäftigten können ihre Stelle
behalten – allerdings nichtmehr
in Bargen, sondern künftig in der
Region Bern, wo die Technolo-
gieabteilung verbleibt.

Diese Schritte deuteten sich
seit AnfangMai an: Interne Info-
blätter kündigten «Restrukturie
rungsmassnahmen bei der Sieg-
werk Switzerland AG» an und
stellten eine Produktionsver-
lagerung sowie eine mögliche
Massenentlassung in den Raum.
Während des Konsultationsver-
fahrens wollten sich die Unter-
nehmensvertreter nicht äussern.
Nun steht fest, dass der Standort
Bargen geschlossen wird.

Als Gründe für die Verlage-
rung nennt Siegwerk die rück-
läufige Nachfrage im europäi-
schen Markt nach UV-Druck-
farben, die in Bargen produziert
werden. Weiter gibt das Unter-
nehmen ein starkes Branchen-
wachstum in anderen Märkten
wie Osteuropa, Mittlerer Osten
und Afrika sowie den starken
Schweizer Franken an. Ein Mit-
arbeiter bestätigt gegenüber dem
«Bieler Tagblatt» die schwierige
Lage. Grosse Druckereien, etwa
für Etiketten oder Folien, gebe
es in der Schweiz kaum noch;
die Kundschaft komme fast aus-
schliesslich aus dem Ausland.

Mit der Kündigung erhiel-
ten alle Betroffenen Informatio-
nen zum Sozialplan. Dieser falle
überdurchschnittlich aus, soHil-
gers. Rund 70 Prozent der Beleg-
schaft erhalten demnach min-
destens einen halben Jahreslohn.
Zusätzlich wurde ein Bonussys-
tem vereinbart. (tag)

Farbenherstellerin
Siegwerk schliesst
Standort

Mindestgrösse für Anlaufstellen Der
Kanton Bern revidiert sein Ein-
führungsgesetz zumAHV-Gesetz
des Bundes: Das sperrig klingen-
de Vorhaben hat konkrete Aus-
wirkungen auf die bernischen
Gemeinden und die Bevölkerung.
Es geht darum, die AHV-Zweig-
stellen sinnvoll zu bündeln.

Nach neustem Bundesrecht
sind die Kantone nicht mehr
verpflichtet, in den Gemeinden
eine AHV-Zweigstelle zu füh-
ren. Vor diesem Hintergrund
hat der Kanton Bern zusammen
mit demVerband BernischerGe-
meinden, den bernischen AHV-
Zweigstellenleitenden sowie der
Ausgleichskasse eine Revision
erarbeitet. Diese schickt der Re-
gierungsrat nun in dieVernehm-
lassung, wie er mitteilte.

Ziel ist es laut Mitteilung, die
Kompetenzen zu konzentrieren
und mit Zusammenschlüssen
ausreichend grosse Stellen zu
fördern. Idealerweise verfügten
Gemeindezweigstellen künftig
übermindestens 300 Stellenpro-
zent. Als Mindestvorgabe gälten
150 Stellenprozent. (SDA)

Kleine Gemeinden
verlieren ihre
AHV-Zweigstelle
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Krieg in der Ukraine, Krieg im
Iran: Trotz völkerrechtlichem
Verbot sind Angriffskriege wie-
der einMittel der Politik.Organi-
sationenwie die in Bern gegrün-
deteVereinigung Friedensfrauen
weltweit haben einen schweren
Stand.War alles umsonst?

Die abtretende Präsidentin,
Alt-Nationalrätin Ruth-Gaby
Vermot (SP),weist dies im Inter-
viewentschieden zurück.Die Or-
ganisation verfüge über ein Bud-
get von zwei Millionen Franken,
habe einNetzwerkmit Frauen in
50 Ländern und arbeitemit Frie-
densaktivistinnen in 10 Ländern
zusammen. Der Schweiz wirft
Vermot vor, ihre Glaubwürdig-
keit als Friedensförderin durch
Aufrüstung aufs Spiel zu setzen.

FrauVermot, dieWelt
rüstet auf. Ist die Arbeit
von Friedensfrauen
weltweit vergeblich?
Nein, aber die Weltlage und die
Kriege sind beängstigend. Jeder
Kriegmuss irgendwann beendet
werden. Das geht nicht mitWaf-
fengewalt, sondern nur durch
Dialog,Mediation undVerhand-
lungen. An denen sollten nicht
nur die Kriegsparteien teilneh-
men, sondern auch die Frauen,
die unermüdlichen Sorgearbei-
terinnen mit ihren Kriegserfah-
rungen.

Auch der Bundesrat sieht die
Schweiz bedroht und rüstet auf.
Die Schweiz hat einen Ruf als
Brückenbauerin undOrganisato-
rin von Friedensgesprächen. Ar-
meechef Benedikt Roos und Bun-
desrat Martin Pfister sagen nun,
das Land müsse sich auf einen
Krieg vorbereiten. Das ist hoch-
gefährlich und macht Angst. Zu-
gleich vernachlässigt die Schweiz
ihre Rolle als Brückenbauerin
für Frieden und Sicherheit. Frie-
densfrauen weltweit und ande-
re Organisationen erarbeiten als
Partnerinnen der Direktion für
Entwicklungszusammenarbeit
(Deza) die nationalen Aktions-
pläne zur Umsetzung der UNO-
Resolution zu Frauen, Frieden,
Sicherheit.Aber diesewerden nur
zögerlich umgesetzt.

Friedensfrauenweltweit
ist auch in derUkraine aktiv.
Was tun Sie dort?
Die Ukrainerinnen teilen ihre Er-
fahrungen imKriegmit uns, und
wir teilen mit ihnen unser Wis-
sen über Frieden. Gemeinsam
führenwirWorkshops undTrai-
nings in verschiedenenRegionen
durch, so zu denThemen Sicher-
heit undAlltagsversorgung oder
zu politischerArbeit, die zu Frie-
densprozessen führen könnte.
Gemeinsam stellen wir Forde-
rungen an die Regierung.

Und die Regierung hört zu?
Es ist wie bei uns im Parla-
ment, die einen hören zu, ande-
re reagieren abweisend. In der
Ukraine stecken wir da noch in
einer frühen Phase.

Können sich die Ukrainerinnen
Friedenmit Russland
vorstellen?

Viele haben uns gesagt, dass
das unmöglich sei. Schon nur
der Begriff «Frieden» durfte in
der Ukraine bis vor zwei Jahren
nicht öffentlich ausgesprochen
werden.

Heute kannman dasWort
wieder verwenden?
Es verändert sich etwas. Viele
Menschen in der Ukraine sind
kriegsmüde.DieAlternative kann
folglich nur Frieden sein.

Die Frage ist, umwelchen
Preis? Gibt es Frieden ohne
Freiheit?
Frieden bedeutet für Ukraine-
rinnen nicht, Antworten auf die
grossen Fragen nach Freiheit
oder Unabhängigkeit zu finden.
Frieden bedeutet für sie, dass
ihre Kinder zur Schule gehen
können, ohne bombardiert zu
werden. Dass sie einkaufen ge-
hen können, ohne von einer
Drohne getötet zu werden. Dass
die Gesundheitsversorgungwie-
derhergestellt wird, die Rente

kommt, die Gewalt aufhört und
die Müllabfuhr klappt.

Aberwas ist,wenn die Kinder
in der Schule unter der Regie
einer Besatzungsmacht lernen,
andere zu hassen?
Friedensprozesse enden nicht
mit Händeschütteln an Kon
ferenzen. Die Umsetzung der
Vereinbarungen ist ein langer,
dornigerWeg.Wiederaufbau be-
deutet nicht bloss, Strassen und
Häuser wiederherzustellen. Es
geht auch darum, das sozia-

le Leben und den Zusammen-
halt einer Gesellschaft wieder-
herzustellen und Versöhnung
zu lernen.

Braucht es nicht auchWaffen,
umAggressoren zu stoppen?
Serbien beendete 1999 den
Krieg in Kosovo erst nach
Bombardierungen derNato.
Ein harter Schlag kann zu einem
Kriegsabbruch oder einemWaf-
fenstillstand führen, aber nie
zum Frieden. Davon ist man in
Kosovo nochweit entfernt. Es ist
ein fragiles Stillhalten, bei dem
es immer wieder zu Zwischen-
fällen kommt.

Wie könnte denn
ein Friedensprozess in der
Ukraine aussehen?
Ich kann nicht sagen, wie man
Kriege beendet. Ich kann sa-
gen,was Friedenmöglichmacht.
Es braucht zuerst mal einen
Friedenswillen und eine oft
schmerzhafte Annäherung zwi-
schen denverfeindeten Ländern.
Es braucht Öffnung, Diplomatie
und den Druck der Zivilbevölke-
rung, vor allem der Frauen.

Kannman dennmit Russland
reden?
Es gab bisher Sanktionen und
Strafen – aberwurde je wirklich
geredet?

Wer die Rede von Putin am
Vorabend derVollinvasion der
Ukraine noch imOhr hat,
zweifelt an dessen Bereitschaft
zumDialog.
Wir können nur mit den Men-
schen an derMacht reden, die es
gibt. Frieden ist nicht möglich,
ohne dass man mit dem «bösen
Feind» zusammentrifft. Sie mö-
gen das jetzt naiv nennen.

Sie nehmenmir dieWorte
aus demMund.
Es gibt aber keine Alternative.
Und diese Ansicht teilen auch
Frauenorganisationen in ande-
ren Kriegsländern, die genugvon
Krieg und Gewalt haben.

Russland redet nur,wenn
die Ukraine Gebiete abtritt,
die Armee reduziert und
die Regierungwechselt.
Ist der Preis nicht zu hoch?
Der Preis des Friedensmuss im-
mer ausgehandelt werden. Dar-
um ist es auch wichtig, dass ge-
rade die Frauen und die Zivilge-
sellschaft ihren Einfluss geltend
machen. Wie hoch der Preis am
Ende ist,wissenwir heute nicht.

In Europa haben viele Angst
vor der russischenAufrüstung.
Sie fühlen sichwohler in einem
bewaffneten Frieden.
Wir respektieren,wennMenschen
mitWaffenverteidigtwerdenwol-
len. Aber das erübrigt nicht die
Notwendigkeit, dass sich ein Land
auf einen Friedens- und Verän-
derungsprozess einlässt. Ich war
einst mit einer Bundeshausdele-
gation bei den irakischen Kurdin-
nen. Eine Frau sagte: Solangewir
bewaffnete Kämpferinnen sind,
werden wir respektiert. Sind wir
wieder zuHause undwollen Frie-
den, kehren die alten patriarcha-
lenMuster derUnterdrückung zu-
rück. Das zeigt: Friedensprozes-
se sind erfolgreich, wenn auch
die Gesellschaften sich verändern
und Probleme wie Hass, Rassis-
mus, Demokratieverdrossenheit
und Gewalt gegen Frauen abge-
baut werden. Ich bin überzeugt,
dass Veränderungen gelingen
können. Aber leider ist Friedens-
arbeitmühsamer als dieVorberei-
tung von Krieg.

«Es ist hochgefährlich, dass sich
die Schweiz auf Krieg vorbereitet»
Friedensarbeit Die Berner Alt-Nationalrätin Ruth-Gaby Vermot (SP) hat einst Friedensfrauen weltweit gegründet.
Als abtretende Präsidentin wirft sie der Schweiz vor, ihre friedenspolitische Mission zu verraten.

«Friedensprozesse enden nicht mit Händeschütteln an Konferenzen», sagt die einstige SP-Nationalrätin Ruth-Gaby Vermot. Foto: Raphael Moser

Bereits im dritten Quartal 2027
will die BKWinGrosshöchstetten
eine grosse Batterie in Betrieb
nehmen. Es ist die erste solche
Anlage, die der Stromkonzern in
der Schweiz baut. In Deutschland
ist die BKW bereits an solchen
Projekten beteiligt: Die Batterien
speichern Stromüberschüsse aus
Solar- undWindkraftwerken und
speisen sie bei Bedarf gewinn-
bringend ein.

Die Grossbatterie in Gross-
höchstetten ist imVergleich klein:
Mit einer Speicherkapazität von
50 Megawattstunden soll sie bei
vollerLeistung (20Megawatt) den
Strombedarf von rund 40’000
Haushaltenwährend zweieinhalb
Stunden decken können.

Der Flächenbedarf beträgt
laut BKW etwa 2000 Quadrat-
meter, also einViertel eines Fuss-
ballfelds. Gebautwerden soll die
Grossbatterie beim Umspann-
werk der BKW beim Kreisel im
Westen des Dorfes, sagt Marcel
Bühlmann, Leiter des Bereichs
Grossbatterien.

Der Standort befindet sich auf
einemGrundstück des Konzerns,
unweit des Siedlungsgebiets: In
einemUmweltberichtmüsse die
BKW begleitende Massnahmen
aufzeigen, etwa für den Lärm-
schutz, sagt Bühlmann.Der Lärm
der Wechselrichter und Lüftun-
gen soll mit Geräuscheliminati-
onssystemen und schallabsor-
bierender Einzäunung stark ge-
dämpft werden.

Der Standort liegt laut BKW
in der Gewerbezone und ist zo-
nenkonform. Eine Einsprache-
möglichkeit bestehe noch im
Plangenehmigungsverfahren des
Eidgenössischen Starkstrom
inspektorats (Esti).

Vorerst nur eine
Grossbatterie inMühleberg
VergangenenDezemberhatte die
BKWvier Projekte in der Schweiz
für Grossbatterien angekündigt.
Jenes in Grosshöchstetten war
noch nicht dabei. Es gehöre nun
aber innerhalb vonweiteren klei-
neren Projekten zu den fortge-
schrittensten, sagt Bühlmann.

Für ihr grösstes Batteriepro-
jekt schloss die BKWeine Grund-
satzvereinbarung mit der Netz-
gesellschaft Swissgrid ab: In
Mühleberg kann sie damit den
Netzanschluss des stillgelegten
Atomkraftwerks übernehmen.

Neben dem AKW-Parkplatz
will die BKW wie angekündigt
Anfang 2030 eine Batterie in Be-
trieb nehmen. Siewird 16-mal so
grosswie jene in Grosshöchstet-
ten und eine ähnliche Leistung
habenwie dasAKWvon 400Me-
gawatt – allerdings reicht die
Batterie so nur für zwei Stunden.

Ein zweites, kleineres Projekt
inMühleberg beimWasserkraft-
werkwird dagegen «nicht priori-
tärweiterverfolgt».Hintergrund
seien die geplante Gesamterneu-
erung desWasserkraftwerks und
Überlegungen zur Nutzung der
Flächen.

An den beiden weiteren Pro-
jekten in Bickigen bei Wyni-
gen und Bassecourt JU hält die
BKW fest. Die Machbarkeitsstu-
dien sind laut Bühlmann positiv
ausgefallen. Es gebe aber noch
offene Punkte, so zur Nutzung
von Fruchtfolgeflächen oder zu
Dienstbarkeiten.

Julian Witschi

BKWbaut erste
Grossbatterie in
Grosshöchstetten
Stromversorger Der Berner
Energiekonzern treibt vier
Projekte für Stromspeicher
in der Schweiz voran.

«Frieden bedeutet
für Ukrainerinnen,
dass die Kinder
zur Schule gehen
können, ohne
bombardiert zu
werden.»

Bundesrat Martin Pfister posiert auf dem Waffenplatz Bure anlässlich
einer Medienkonferenz auf einem Panzer. Foto: Matthias Spicher


